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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. wie die derzeitige Rechtslage zur Nutzung von Auszügen aus urheberrechtlich
geschützten Werken an Hochschulen in Lehre und Forschung sowohl in Form
von Papierkopien als auch in Form von Auszügen in elektronischen Systemen
aussieht und welche Änderungen es hierbei in den letzten Jahren gab;

2. welche Informationen ihr zu den Ergebnissen des Pilotprojekts an der Univer-
sität Osnabrück zur Einzelerfassung von Textauszügen in der Lehre nach § 52 a
Urheberrechtsgesetz vorliegen, auch im Hinblick auf das Verhältnis von Auf-
wand der Einzelerfassung in der Lehre und Höhe der daraus resultierenden
Zahlungspflichten;

3. was der hauptsächliche Inhalt des zwischen der Kultusministerkonferenz (KMK)
und der VG WORT ausgehandelten diesbezüglichen Rahmenvertrags ist;

4. wie dieser Rahmenvertrag ihres Wissens von den Hochschulorganisationen (z. B.
Hochschulrektorenkonferenz, Landesrektorenkonferenz, Rektorenkonferenz der
Hochschulen für angewandte Wissenschaft, Fachgesellschaften) und Bibliothe-
ken bewertet wird;

5. welche Informationen ihr dazu vorliegen, ob die baden-württembergischen
Hochschulen planen, dem Rahmenvertrag beizutreten;

Antrag

der Abg. Alexander Salomon u. a. GRÜNE

und

Stellungnahme

des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Handhabung von § 52 a Urheberrechtsgesetz in 
Baden-Württemberg – Bewertung des diesbezüglichen 
Rahmenvertrags mit der Verwertungsgesellschaft WORT 
(VG WORT)
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6. was nach ihrer Information die Konsequenzen für die Lehre wären, insbesonde-
re hinsichtlich des Arbeitsaufwands der Lehrenden, wenn Hochschulen dem
Rahmenvertrag beitreten;

7. welche Konsequenzen sie für die Lehre – insbesondere auch im Hinblick auf
die Digitalisierung der Lehre – erwartet, wenn Hochschulen dem Rahmenver-
trag nicht beitreten;

8. welche Informationen ihr dazu vorliegen, wie das Thema des Wissenschafts -
urheberrechts seitens der zuständigen Ebenen politisch weiterentwickelt wer-
den soll;

9. ob sie plant, in der KMK oder im Bundesrat gegebenenfalls das Thema des
 Urheberrechts für Forschung und Lehre erneut aufzurufen.

02. 11. 2016

Salomon, Erikli, Filius, Manfred Kern, 
Lösch, Marwein, Seemann GRÜNE

B e g r ü n d u n g

Aus Hochschulen heraus wird die Befürchtung geäußert, dass der zum 1. Januar
2017 in Kraft tretende Rahmenvertrag des Bundes und der Länder mit der VG
WORT zur Vergütung von Ansprüchen nach § 52 a Urheberrechtsgesetz (Hoch-
schulen) unter anderem aufgrund des damit verbundenen Erfassungsaufwands zu
massiven Beeinträchtigungen in der Lehre führen wird. Eine Information über die
derzeitige Lage erscheint den Antragstellern deswegen sinnvoll.

S t e l l u n g n a h m e * )

Mit Schreiben vom 29. November 2016 Nr. 41-0521.3/229/1 nimmt das Ministe-
rium für Wissenschaft, Forschung und Kunst zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. wie die derzeitige Rechtslage zur Nutzung von Auszügen aus urheberrechtlich
geschützten Werken an Hochschulen in Lehre und Forschung sowohl in Form
von Papierkopien als auch in Form von Auszügen in elektronischen Systemen
aussieht und welche Änderungen es hierbei in den letzten Jahren gab;

Die Landesregierung verfolgt das Ziel, den für Bildung und Forschung sowie kul-
turelle Einrichtungen notwendigen Zugang zu digitalen Werken unter angemesse-
nen und für alle Seiten fairen Bedingungen zu gewährleisten sowie die Nutzung
der digitalen Potenziale in der Breite zu ermöglichen. Die breite Nutzung digitaler
Potenziale verspricht aus Sicht der Landesregierung eine nachhaltige gesamtge-
sellschaftliche Rendite – u. a. durch effektivere sowie effizientere Lern- und For-
schungsumgebungen und eine dadurch verbesserte Innovationsfähigkeit.

*) Nach Ablauf der Drei-Wochen-Frist eingegangen.
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Aus Sicht der Landesregierung steht fest, dass Wissenschaft und Bildung erheb-
lich von einem möglichst freien Austausch von und Zugang zu Daten profitieren.
Viele Informationen sind in Form von Werken urheberrechtlich geschützt und
können von daher nicht oder nur mit erheblichem Aufwand im Bildungs- und
Wissenschaftsbereich genutzt werden. Vor diesem Hintergrund plädiert die Lan-
desregierung für geeignete Schrankenregelungen auf nationaler sowie europäi-
scher Ebene, die einen fairen Ausgleich zwischen Urhebern und Nutzern vorse-
hen, allgemeinverständlich formuliert, leicht handhabbar sind und sich an den
Nutzungsrealitäten der Akteure in entsprechenden Einrichtungen orientieren. Die
Möglichkeiten der Privatkopie sind in § 53 UrhG geregelt, deren Anwendung be-
darf jedoch erfahrungsgemäß ein höheres Maß an Fachkenntnis und rechtlicher
Auslegung.

Grundsätzlich können Privatpersonen Papierkopien von urheberrechtlich ge-
schützten Werken auch zum eigenen wissenschaftlichen Gebrauch ziehen, sofern
diese keinen gewerblichen Zwecken dienen (§ 53 Abs. 2 Nr. 1 UrhG). Ferner ist es
zulässig, Vervielfältigungsstücke von kleinen Teilen eines Werkes, von Werken
von geringem Umfang oder einzelnen Beiträgen, die in Zeitungen oder Zeitschrif-
ten erschienen oder öffentlich zugänglich gemacht worden sind, zum eigenen
 Gebrauch für staatliche Prüfungen u. a. an Hochschulen herzustellen oder herstel-
len zu lassen, wenn und soweit sie zu diesem Zweck geboten sind (§ 53 Abs. 3 
Nr. 2 UrhG). 

Nicht nach dieser Vorschrift privilegiert sind dagegen Vervielfältigungen zur An-
fertigung benoteter Haus- und Seminararbeiten; allerdings ist derjenige, der eine
solche Arbeit anfertigt, regelmäßig nach § 53 Abs. 1 sowie Abs. 2 Satz 1 Nr. 4
Buchst. a) UrhG privilegiert (Dreier/Schulze, UrhG, 5. A., § 53 Rn. 39 f.). § 53
UrhG wurde 1965 in das Urheberrechtsgesetz eingefügt und zuletzt im Rahmen
der Urheberrechtsnovellen vom 10. September 2003 und 26. Oktober 2007 den
aus EU-Richtlinien folgenden Anforderungen der Informationsgesellschaft ent-
sprechend angepasst.

Für die Intranetnutzung von urheberrechtlich geschützten Werken an Hochschu-
len und Forschungseinrichtungen für Zwecke von Forschung und Lehre wurde
mit dem „Gesetz zur Regelung des Urheberrechts in der Informationsgesell-
schaft“ vom 10. September 2003 im Rahmen der Umsetzung der Richtlinie 2001/
29/EG zur Informationsgesellschaft in Form des § 52 a UrhG zunächst befristet
zum 31. Dezember 2006 eine Rechtsgrundlage neu geschaffen. Seither ist grund -
sätzlich die Nutzung von urheberrechtlich geschütztem Material in elektronischen
Lernumgebungen möglich („elektronische Semesterapparate“). Diese Befristungen
wurden weitere Male verlängert, und zwar zum 31. Dezember 2008, zum 31. De-
zember 2012 sowie zum 31. Dezember 2014. Schließlich wurde § 52 a UrhG
durch das 10. UrhÄndG vom 5. Dezember 2014 entfristet, was von der Landes -
regierung mit Blick auf die dadurch geschaffene Rechtssicherheit für digitale
Lern umgebungen begrüßt wurde. 

Trotz anderslautender Forderungen hat die Bundesregierung neben dieser Ent -
fristung des § 52 a UrhG in den vergangenen Jahren keine darüber hinausgehende
Initiative zur leichteren Verständlichkeit und Handhabung des Urheberrechts zum
Zwecke von Bildung und Forschung erarbeitet. 

2. welche Informationen ihr zu den Ergebnissen des Pilotprojekts an der Uni -
versität Osnabrück zur Einzelerfassung von Textauszügen in der Lehre nach 
§ 52 a Urheberrechtsgesetz vorliegen, auch im Hinblick auf das Verhältnis von
Aufwand der Einzelerfassung in der Lehre und Höhe der daraus resultierenden
Zahlungspflichten;

Das Pilotprojekt an der Universität Osnabrück wurde von der KMK – in Abstim-
mung mit der VG WORT im Rahmen der Vertragsverhandlungen zwischen KMK
und VG WORT zur Abgeltung der Vergütungsansprüche aus § 52 a UrhG – in
Auftrag gegeben, um festzustellen, ob die Vorgabe der Einzelerfassung in der
Entscheidung des Bundesgerichtshofes vom 20. März 2013 (I ZR 84/11 – Ge-
samtvertrag Hochschul-Intranet) technisch machbar und mit vertretbarem Auf-
wand umsetzbar ist. 
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Wesentliches Ergebnis der Studie ist, dass die Einzelerfassung über eine von der
VG WORT entwickelte und im Zuge der Vertragsverhandlungen mit der KMK
noch vereinfachte Meldemaske technisch zwar machbar ist, insgesamt aber der
infrastrukturelle und personelle Aufwand dazu führen kann, dass nach Abwägung
des Bedarfs und des damit verbundenen Aufwandes auch aus haushaltsrechtlichen
Gründen von der Inanspruchnahme des § 52 a UrhG Abstand genommen werden
muss.

Sofern die Einrichtungen aufgrund des unverhältnismäßigen Aufwands die Mög-
lichkeiten des Urheberrechts für Unterricht und Forschung nicht nutzen können,
kann das Risiko einer Beeinträchtigung des Lehr- und Forschungsbetriebs nicht
ganz ausgeschlossen werden, da digitale Potenziale zugunsten einer effektiveren
und effizienteren Lernumgebung nicht vollumfänglich genutzt werden können. 

3. was der hauptsächliche Inhalt des zwischen der Kultusministerkonferenz (KMK)
und der VG WORT ausgehandelten diesbezüglichen Rahmenvertrags ist;

Hierzu wird auf den der Antwort beigefügten Rahmenvertrag vom 22./28. Sep-
tember 2016 verwiesen. Obwohl die VG WORT im Rahmen der Vertragsver-
handlungen unmissverständlich auf gravierende Akzeptanzprobleme bei den Hoch -
schulen bezüglich der Einzelerfassung der Nutzungen hingewiesen worden war,
bestand sie bis zuletzt auf eine penible Umsetzung der o. g. Entscheidung des
Bundesgerichtshofes, wonach jede Nutzung urheberrechtlich geschützten Mate -
rials einzeln erfasst werden muss. 

Die KMK war mit Blick auf diese Rechtsprechung zum Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses außerstande, konsensual ein anderes Ergebnis zu erzielen. Allein eine
geeignete Novellierung des Urheberrechts durch den Bund, wie mehrfach vom
Bundesrat gefordert, hätte diese Situation ändern können und somit ein anwen-
dungsfreundlicheres Ergebnis der Verhandlungen ermöglicht.

Der Bundesgerichtshof hat jedoch die Möglichkeit für Neuverhandlungen explizit
offengehalten. Dies gilt für den Fall, dass sich aufgrund von Erfahrungen mit dem
neuen Abrechnungsregime eine pauschale Abrechnung vorzugswürdig erweisen
sollte (vgl. Rn. 86). Deshalb wird die KMK voraussichtlich zum gegebenen Zeit-
punkt – und soweit der derzeit geltende § 52 a UrhG bis dahin nicht durch eine
 andere Rechtsnorm ersetzt sein sollte – das derzeit beim OLG München ruhende
Verfahren wieder aufnehmen, sollte die VG WORT – entgegen der vom Bundes-
gerichtshof eröffneten Möglichkeit – nicht im Wege von Vertragsverhandlungen
zu einer pauschalierten Abrechnung bereit sein.

Die Landesregierung weist ergänzend darauf hin, dass mit allen anderen Verwer-
tungsgesellschaften die Abgeltung der nach § 52 a UrhG bestehenden Vergütungs-
ansprüche seit jeher in pauschalierter Weise und auf Basis von Repräsentativerhe-
bungen erfolgt.

4. wie dieser Rahmenvertrag ihres Wissens von den Hochschulorganisationen 
(z. B. Hochschulrektorenkonferenz, Landesrektorenkonferenz, Rektorenkonferenz
der Hochschulen für angewandte Wissenschaft, Fachgesellschaften) und Bib lio -
theken bewertet wird;

Der Rahmenvertrag wird von der Hochschulrektorenkonferenz und einer über-
wiegenden Zahl von Rektorenkonferenzen der Universitäten und der anderen
Hochschularten grundsätzlich negativ bewertet. Diese Bewertung gilt auch für die
Hochschulbibliotheken. 

5. welche Informationen ihr dazu vorliegen, ob die baden-württembergischen
Hochschulen planen, dem Rahmenvertrag beizutreten;

Die jeweiligen Hochschulen können nach Bedarf sowie unter Abwägung der Vor-
teile aus der Nutzung des § 52 a UrhG gegen die dabei anfallenden Kosten und
Aufwendungen entscheiden, ob ein Beitritt zum Vertrag auch unter haushalts-
rechtlichen Gründen vertretbar ist. Nach derzeitigem Kenntnisstand beabsichtigen
allerdings keine Hochschulen des Landes Baden-Württemberg, dem Rahmenver-
trag beizutreten (s. auch Ziffer 7).
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6. was nach ihrer Information die Konsequenzen für die Lehre wären, insbeson-
dere hinsichtlich des Arbeitsaufwands der Lehrenden, wenn Hochschulen dem
Rahmenvertrag beitreten;

Mit einem Beitritt zum Rahmenvertrag stünde der Hochschule die gesamte Palette
der Möglichkeiten der Literaturversorgung zur Verfügung. Neben der Beschaf-
fung von Printwerken und der Lizenzierung von elektronischen Medien käme die
Nutzung urheberrechtlich geschützter Werke aufgrund der Schrankenregelung des
§ 52 a UrhG hinzu, die mit 0,8 Cent je Seite und Teilnehmer einzeln zu erfassen
und zu vergüten wäre. Der Aufwand auf Seite der Lehrenden bestünde darin, ein-
mal im Semester für das genutzte Werk die ISBN in die Meldemaske einzutragen
sowie die Zahl der genutzten Seiten und der Teilnehmer an der Lehrveranstaltung
anzugeben. In diesem Verfahren würde binnen kurzer Frist rückgemeldet, ob ein
angemessenes Verlagsangebot vorliegt. Soweit dies zutrifft, wäre aufgrund des
vom Bundesgerichtshof in der o. g. Entscheidung in § 52 a UrhG hineingelesenen
„Vorrangklausel“ die Nutzung des § 52 a UrhG ausgeschlossen. Bei Werken, die
keine ISBN haben, würde sich die Angabe auf die Seiten- und Teilnehmerzahl
 beschränken. 

Der reine Meldevorgang wurde im Rahmen des Osnabrücker Pilotprojektes mit
wenigen Minuten eingeschätzt. Hinzu käme allerdings u. a. der für die Prüfung
der Voraussetzungen des § 52 a UrhG und den Abgleich mit vorhandenen Hoch-
schullizenzen erforderliche Zeitaufwand. Aufgrund der im Osnabrücker Pilot -
projekt gemachten Erfahrungen liegt dieser bei mindestens des für eine 0,5 E 13-
Stelle anfallenden Aufwandes.

7. welche Konsequenzen sie für die Lehre – insbesondere auch im Hinblick auf
die Digitalisierung der Lehre – erwartet, wenn Hochschulen dem Rahmenver-
trag nicht beitreten;

Die Konsequenzen für die Lehre bestünden darin, dass die nicht dem Vertrag bei-
tretenden Hochschulen von den Möglichkeiten des § 52 a UrhG ab dem 1. Januar
2017 keinen Gebrauch mehr machen dürfen. Die Lehrenden werden voraussicht-
lich versuchen, die dadurch entstehende Lücke damit zu schließen, dass vermehrt
auf freie Netzressourcen verwiesen, Linklisten eingestellt und auf die Möglichkeit
der (analogen) Privatkopie in der jeweiligen Hochschulbibliothek aufmerksam
gemacht werden würde. Eine Beeinträchtigung der wissenschaftlichen Literatur-
versorgung und des bisherigen Lehr- und Forschungsbetriebs kann nicht ausge-
schlossen werden, vor allem nicht in den geisteswissenschaftlichen Fächern mit
einem noch geringen Anteil an elektronischen Ressourcen.

8. welche Informationen ihr dazu vorliegen, wie das Thema des Wissenschafts -
urheberrechts seitens der zuständigen Ebenen politisch weiterentwickelt wer-
den soll;

Die Landessregierung setzt sich seit Jahren unter anderem über den Bundesrat
dafür ein, das bisherige Schrankensystem der §§ 52 a, 52 b und 53 a UrhG, das
sich aus komplexen Gründen insgesamt als unzureichend und schwer in der Pra-
xis handhabbar erwiesen hat, durch eine „Allgemeine Bildungs- und Wissen-
schaftsschranke“ zu ersetzen. Diese Position wurde zwischenzeitlich von den die
Bundesregierung tragenden Parteien in ihren Koalitionsvertrag aus dem Jahr 2013
übernommen und eine entsprechende Regelung avisiert. 

Das Wissenschaftsministerium bedauert, dass die Bundesregierung in dieser Le-
gislaturperiode bisher nicht entsprechend tätig geworden ist, da durch eine Novel-
lierung des Urheberrechts u. a. die Möglichkeit bestanden hätte, die gesetzliche
Grundlage zugunsten der für die Einrichtungen handhabbaren pauschalen Vergü-
tung anzupassen. 
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9. ob sie plant, in der KMK oder im Bundesrat gegebenenfalls das Thema des
 Urheberrechts für Forschung und Lehre erneut aufzurufen.

Die Landesregierung hat die Bundesregierung im Rahmen einschlägiger Verfah-
ren im Bundesrat bereits mehrmals an die Umsetzung des Koalitionsvertrages in
diesem Punkt erinnert (s. o.) und behält sich weitere Initiativen vor. Das Ministe-
rium für Wissenschaft, Forschung und Kunst hat sich zuletzt am 28. November
2016 im Bundesrat mit einem Antrag zu dem europäischen „Vorschlag für eine
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über das Urheberrecht im
digitalen Binnenmarkt“ (COM[2016] 593 final; Ratsdok. 12254/16) für tragfähige
urheberrechtliche Schrankenregelungen zugunsten von Bildung und Forschung
eingesetzt. Der Kulturausschuss des Bundesrats hat den Antrag angenommen und
wird diesen dem Bundesratsplenum zum Beschluss vorlegen. 

Bauer

Ministerin für Wissenschaft,
Forschung und Kunst
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